
 

Gemeinde Ostrach 
Landkreis Sigmaringen 
 
 

SATZUNG 

DER GEMEINDE OSTRACH 

 
über 

 
den Einbezug von Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil 

gemäß § 34 (4) Satz 1 Nr. 3 BauGB für den Bereich „Fürst“ im Ortsteil Jettkofen 
 

im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ostrach hat am __.__.____ folgende Ergänzungssatzung nach 
§ 34 (4) Satz 1 Nr. 3 BauGB unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften be-
schlossen. 
 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I 
S. 3786) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
 
 

§ 1 
 

Räumlicher Geltungsbereich 
 

Für den räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung ist die Planzeichnung vom __.__.____ 
maßgebend, die Bestandteil dieser Satzung ist. Im Geltungsbereich liegen Teile der Grundstü-
cke Flst. Nr. 250, 254 und 255 der Gemarkung Jettkofen.  
 
 

§ 2 
 

Zulässigkeit von Vorhaben 
 

Innerhalb des in § 1 dieser Satzung festgelegten räumlichen Geltungsbereichs richtet sich die 
planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben neben den in § 3 dieser Satzung getroffenen 
planungsrechtlichen Festsetzungen nach § 34 BauGB.  
  



 

§ 3 
 

Bauliche Nutzung 
 

Für die bauliche Nutzung der im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung liegenden Grund-
stücke werden aufgrund von § 34 (5) Satz 2 BauGB i. V. m. § 9 (1) BauGB folgende planungs-
rechtliche Festsetzungen getroffen: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Gewerbegebiet (GE) (§ 8 BauNVO) 

1.1.1 Die gemäß § 8 (2) Nr. 3 und Nr. 4. BauNVO genannten Tankstellen sowie Anlagen 
für sportliche Zwecke sind nicht zulässig. 

1.1.2 Werbeanlagen als eigenständige gewerbliche Nutzung, die als Außenwerbung der 
Fremdwerbung dienen, sind nicht zulässig.  

1.1.3 Die in § 8 (3) Nrn. 2 und 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen (Anlagen für kirchli-
che, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten) sind 
nicht zulässig. 

1.1.4 Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig.  

1.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)  

1.2.1 Bodenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Die 
Beläge für Garagenzufahrten, Stellplätze und Hofflächen sind als wasserdurchläs-
siger Belag auszuführen (z.B. wassergebundene Flächen, Schotterrasen, Rasenfu-
genpflaster). Gewerblich genutzte Flächen, auf denen mit wassergefährdenden 
Stoffen umgegangen wird bzw. Rangier-, Anlieferungs-, Parkierungs- und Abstell-
flächen für LKW sind mit einer wasserundurchlässigen Oberfläche zu versehen und 
über zusätzliche Reinigungsanlagen zu entwässern.  

1.2.2 Dächer dürfen keine flächige Eindeckung aus unbeschichtetem Metall (Kupfer, Zink, 
Titanzink, Blei) besitzen. Kunststoffbeschichtete Metalle sind als Dacheindeckung 
zugelassen. Untergeordnete Bauteile (Dachrinnen, Verwahrungen, etc.) dürfen aus 
den beschriebenen Metallen bestehen. 

1.2.3 Die Beleuchtung ist auf das für die Sicherheit absolut notwendige Mindestmaß zu 
reduzieren. Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind umwelt- und in-
sektenschonende, dimmbare Leuchtmittel (z.B. Warmlicht-LED-Leuchten <3.000 K) 
in nach unten strahlenden Lampenträgern zu verwenden. Die Leuchtkörper sind 
vollständig eingekoffert, der Lichtpunkt befindet sich im Gehäuse.  

HINWEIS: Die Beleuchtungsintensität ist zwischen 23.00 Uhr und 5.00 Uhr zu redu-
zieren (z.B. Verwendung von Bewegungsmeldern). 

1.3 Erhaltung von Bäumen (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 

Die gemäß Planzeichnung an der Tafertsweiler Straße gelegenen, zum Erhalt fest-
gesetzten Obstbäume sind zu erhalten. Während den Baumaßnahmen sind Bau-
zäune zum Schutz des Wurzel- und Kronenbereichs aufzustellen. Bei Abgang ist 
gleichwertiger Ersatz zu pflanzen.  



 

2 HINWEISE 

2.1 Denkmalschutz  

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische 
Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist ein-
verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

2.2 Landwirtschaftliche Emissionen 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an. Daher 
kann es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung zu Emissionen wie Gerüche, 
Stäube oder Geräuschen kommen, diese sind als ortsüblich hinzunehmen. 

2.3 Rodung von Gehölzen außerhalb der Vogelschutzzeit 

Die Rodung der nicht zu erhaltenden Obstbäume entlang der Tafertsweiler Straße  
ist außerhalb der Vogelbrutzeit, d.h. in der Zeit vom 1. Oktober bis 28/29. Februar, 
durchzuführen. (Falls dieser Zeitraum nicht eingehalten werden kann, ist eine Aus-
nahmegenehmigung von der Unteren Naturschutzbehörde einzuholen.)  

2.4 Fachgerechter Umgang mit Gefahrenstoffen und Abfall 

Durch sachgerechten und vorsichtigen Umgang entsprechend den anerkannten Re-
geln der Technik mit Öl-, Schmier- und Treibstoffen sowie regelmäßige Wartung der 
Baumaschinen sind jegliche Beeinträchtigungen des Grundwassers zu vermeiden. 
Handhabung von Gefahrenstoffen und Abfall nach einschlägigen Fachnormen. 

2.5 Schutz des Oberbodens 

Fachgerechter Abtrag und Wiederverwertung des Oberbodens im Plangebiet bzw. 
in möglichst unmittelbarer Umgebung (siehe § 12 BBodSchG). Lagerung des 
Oberbodens in Mieten von höchstens 2m Höhe, bei Lagerung länger als einem hal-
ben Jahr ist eine fachgerechte Zwischenbegrünung einzusäen.  Bei der Verwertung 
des humosen Bodenmaterials in der durchwurzelbaren Bodenschicht oder als 
Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) an-
zuwenden. Kein Befahren der lehmig-tonigen Böden im feuchten Zustand. Bei be-
stehenden Verdichtungen ist eine Bodenlockerung durchzuführen. 

2.6 Schaffen von Nistquartieren für Vögel 

Durch die Gemeinde Ostrach sind an geeigneten Bäumen in der Umgebung 

- 2 Nisthöhlen für Stare und 

- 2 Nisthöhlen für Feldsperlinge (Fluglochbreite ca. 32 mm) 

anzubringen. Dies dient dem teilweisen Ersatz der wegfallenden Brutbäume an der 
Tafertsweiler Straße.  

 
 
 



 

§ 4 
 

Bestandteile 
 
Bestandteil der Ergänzungssatzung „Fürst“ ist der  
zeichnerische Teil M 1:1000  vom __.__.____ 
 
Beigefügt sind:  
Begründung  vom __.__.____ 
Eingriffs-/Kompensationsbilanz vom __.__.____ 
 

 
§ 5 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung nach § 10 (3) BauGB in Kraft. 
 
 
 
 
 
Ostrach, den __.__.____ 
 
 
 
Christoph Schulz 
Bürgermeister  
 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Sat-
zung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Ostrach 
übereinstimmen. 
 
 
 
Ostrach, den  
 
 
 
Christoph Schulz 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der __.__.____ 
 
 
Ostrach, den  
 
 
 
Christoph Schulz 
Bürgermeister 

 


